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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Piero Marchesi (svp, TI) störte sich daran, dass das Bundesgericht in zwei im Jahr 2020
gefällten Entscheiden geurteilt hatte, dass die Verschiebung des Lebensmittelpunktes
ins Ausland keinen ausreichenden Grund für den Entzug der Aufenthaltsbewilligung
darstelle. Auch ein im September 2021 gefälltes Urteil verzichte darauf, den
Lebensmittelpunkt als Kriterium für eine Aufenthaltsbewilligung zu nennen und setze
stattdessen nur eine «minimale Präsenz» voraus, so der Tessiner Nationalrat. Aus
diesem Grund verlangte er mit einer Motion, dass der Grundsatz des
Lebensmittelpunkts ein zentrales Kriterium für die Erteilung oder Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung darstellen soll. Der Bundesrat anerkannte, dass die neue
Rechtsprechung insbesondere dazu führe, dass die Aufenthaltsbewilligung von
Personen, die ihren Sitz ins angrenzende Ausland verlegen und danach als
Grenzgängerinnen und Grenzgänger in die Schweiz zur Arbeit pendeln, nicht mehr
erlischt. Die sich «im Fluss» befindende Rechtsprechung könne durch die Motion
beeinflusst werden, zeigte sich der Bundesrat überzeugt, und beantragte die Annahme
der Motion. In der Frühjahrssession 2022 kam der Nationalrat diesem Antrag
stillschweigend nach. 1

MOTION
DATUM: 18.03.2022
MARLÈNE GERBER

Einer Motion des Ständerates Piero Marchesi (svp, TI), wonach der Grundsatz des
Lebensmittelpunkts als zentrales Kriterium für die Erteilung oder Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung berücksichtigt werden soll, stimmte der Ständerat in der
Wintersession 2022 stillschweigend zu. Bundesrat und Nationalrat hatten sich bereits
zuvor für den Vorstoss ausgesprochen. 2

MOTION
DATUM: 14.12.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2022, S 583; Mo. 21.4076
2) AB SR, 2022, S. 1342 f.
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